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Ebenfalls dazu meint in Dä-
nemark die Zeitung

Viel zu lange lag Deutschland 
im Dornröschenschlaf. Jetzt 
muss es aufwachen. Deutsch-
land und ganz Europa stehen 
massiven Veränderungen 
gegenüber, die Mut, Handlung 
und politisches Geschick er-
fordern. Friedrich Merz war 
bislang nicht gerade für seine 
politische Flexibilität bekannt, 
aber jetzt ist es entscheidend, 
dass er dazu imstande ist, die 
notwendigen Kompromisse 
einzugehen.

Zur Wahl in Deutschland 
schreibt in der Schweiz die

Mit linkem Populismus und 
dem Schüren irrationaler 
Ängste vor einer vermeintli-
chen Rückkehr des Faschis-
mus lassen sich in Deutsch-
land ganz offensichtlich gute 
Ergebnisse erzielen. (…) Dabei 
darbt die Wirtschaft und tief-
greifende Reformen sind 
wichtiger denn je. Die Parteien 
am linken Rand und ihre Wäh-
ler haben das offenbar nicht 
mitbekommen. Das ist keine 
gute Nachricht.

So gesehen So sieht es Jürgen Janson

Kommentare anderer Zeitungen

Versuchslabor Merz Zeichnung: Jürgen Janson

Als am 6. November des 
vergangenen Jahres die 

Ampel kollabierte, lag die 
Union in den Umfragen bei 
rund 33 Prozent, die AfD bei 
18, die SPD bei 16, die Grünen 
bei zwölf, dem BSW wäre mit 
sechs Prozent der Einzug in 
den Bundestag geglückt, Linke 
und FDP hätten mit je deutlich 
unter fünf Prozent draußen 
bleiben müssen. Die For-
schungsgruppe Wahlen ermit-
telte am 22. November, dass 
die Wirtschaftslage den Deut-
schen besonders heftig auf 
den Nägeln brannte. 27 Pro-
zent der Befragten benannten 
Wirtschaft als wichtigstes The-
ma für die Wahl, gefolgt von 
der Regierungskrise (24 Pro-
zent) und dem Komplex Asyl/
Zuwanderung (21 Prozent). 
Eine relative Mehrheit von 30 
Prozent wünschte sich nach 
dem Ampel-Chaos die Große 
Koalition aus Union und SPD 
zurück. Zugleich äußerten 57 
Prozent, die Wahl sei noch 
nicht gelaufen.

Rasante politische 
­Entwicklung

Seither wirkten die Umfra-
gezahlen, wie zahllose Kom-
mentatoren immer wieder be-
merkt haben, wie „einbeto-
niert“. Die relative Konstanz 
der Zahlen überrascht ange-
sichts der rasanten politischen 
Entwicklung seit Januar dieses 
Jahres. Donald Trump ist US-
Präsident, sein Vize J.D. Vance 
hat auf der Münchener Sicher-
heitskonferenz auch dem be-
griffsstutzigsten Europäer 
klargemacht: There’s a new 
sheriff in town. In Riad wird 
über das mögliche Ende des 
Ukraine-Krieges verhandelt, 
ohne die Europäer. Eine Serie 
brutaler Anschläge hat 
Deutschland erschüttert und 
das Thema Migration in präze-
denzloser Weise auf die Wahl-
kampf-Agenda gesetzt. Frie -

kommen und wird daraus auf 
absehbare Zeit auch nicht 
mehr verschwinden. Hinter 
der Brandmauer ist eine neue 
Volkspartei herangewachsen, 
mit fester Verankerung in Ost-
deutschland, bei den jungen 
Wählern, denen mit einfacher 
und mittlerer Schulbildung 
und den Männern. Die Partei-
en der Mitte haben erkennbar 
keinen Plan, wie sie diese 
Wähler zurückholen können.

Die politische Ausgangsla-
ge ist heute eine völlig andere 
als vor vier Jahren. Neue The-
men sind in den Vordergrund 
gerückt, der Ukraine-Krieg 
und Trumps Wahlsieg haben 
die Weltordnung auf den Kopf 
gestellt. In der Staatskasse 
herrscht gähnende Leere. Es 
gibt nichts mehr zu verteilen, 
womit sich die Klientel von 
Regierungsparteien besänfti-
gen ließe. 

Friedrich Merz wird 
­Kanzler des Übergangs

Wie immer die Regierung 
aussieht, die er zusammen-
zimmert: Friedrich Merz  wird 
ein Kanzler des Übergangs 
sein. Ob seine Kanzlerschaft 
bis 2029 hält, steht in den Ster-
nen. Die Regierung Merz tut 
aber gut daran, sich schleu-
nigst an die Arbeit zu machen. 
Sonst wird auch die Union das 
Schicksal der Ampelparteien 
im Winter des Schreckens 
2024/25 teilen, wird ihren Sta-
tus als letzte neben der AfD 
verbliebene Volkspartei verlie-
ren. Und dann wird sich die 
Erosion der Mitte ungebremst 
fortsetzen, mit fatalen Folgen 
für die Stabilität des politi-
schen Systems und die Ver-
lässlichkeit Deutschlands als 
Partner in Europa und in der 
Welt. Brandmauern haben 
zwei Seiten. Wer bestimmt bei 
der nächsten Wahl, welche die 
richtige ist und welche die fal-
sche?

Analyse  Wahl rüttelt Parteiensystem der Bundesrepublik gründlich durcheinander

Brandmauern haben zwei Seiten
drich Merz (CDU) hat das Tabu 
gebrochen, keine Mehrheit 
mit der AfD zu suchen.

Prognosen weitgehend 
bewahrheitet

Immerhin: Die Demosko-
pen hatten  allen Grund zum 
Feiern. Ihre Prognosen haben 
sich weitgehend bewahrheitet. 
Der Trend zeigte zuletzt für 
die Union nach unten, für die 
Linke nach oben. Überrascht 
hat allenfalls, dass CDU und 

CSU relativ deutlich unterhalb 
der kritischen 30-Prozent-
Marke blieben, während sich 
der Pegel der Linken bei sensa-
tionellen 8,8 Prozent einge-
pendelt hat. Dass es für FDP 
und BSW knapp werden wür-
de, haben die Institute präzise 
vorhergesagt. Für die Parteien 
der Mitte hingegen war der 
Sonntag ein Desaster. Ge-
meinsam kamen Union, SPD, 
Grüne und FDP auf etwas über 
60 Prozent. Ein einsamer Ne-
gativrekord, der belegt, dass 
die Fragmentierung des deut-
schen Parteiensystems mun-
ter voranschreitet. 

Volkspartei alten Typs 
ist Geschichte

Keine Wahl hat das Par-
teiensystem der Bundesrepub-
lik je so gründlich durcheinan-
der gerüttelt wie diese. Die 
Volkspartei alten Typs ist Ge-
schichte, aber der Fragmentie-
rungsprozess könnte seinen 
Zenit erreicht haben. Der 23. 
Februar kam wie ein reinigen-
des Gewitter über die Par-
teienlandschaft, die sich ab-

sehbar neu sortieren wird. 
Prognosen sind schwierig, be-
sonders, wenn sie die Zukunft 
betreffen. Dennoch soll hier, 
in aller Vorsicht, ein Ausblick 
gewagt werden: Union und 
AfD etablieren sich als Quasi-
Volksparteien, denen es halb-
wegs gelingt, auf breiter regio-
naler Basis unterschiedliche 
Milieus anzusprechen. FDP 
und BSW werden auf Dauer 
verschwinden, Grüne und Lin-
ke zu Milieuparteien, die links-
bürgerliche beziehungsweise 

linksalternati-
ve Subkultu-
ren vor allem 
in den großen 
Städten an-
sprechen. Die 
SPD hat die 
Chance zum 
Wiederauf-

stieg, wenn sie gezielt das 
Potenzial nutzt, über das sie 
mit ihrer Verwurzelung in der 
Fläche verfügt. Die Sozialde-
mokratie muss sich, dicht bei 
de Leut’, kümmern – oder sie 
wird verschwinden. 

Meinungsklima hat sich 
gewandelt

Es zeigt sich, dass sich das 
Meinungsklima zwischen 
Rhein und Oder in den letzten 
vier Jahren grundlegend ge-
wandelt hat. Die Politikwis-
senschaft spricht von einem 
„Realignment“: einer umfas-
senden Neuorientierung von 
großen Teilen des Elektorats. 
War die AfD zunächst vor al-
lem Protestpartei für mit der 
Linie ihrer Parteien unzufrie-
dene Unions- und, in geringe-
rem Maß, auch SPD-Anhänger, 
so wurde sie zunächst zur ost-
deutschen Regionalpartei, die 
sozial sehr unterschiedliche 
Wählersegmente anspricht. 
Doch auch dieses Stadium hat 
sie mittlerweile hinter sich ge-
lassen. Die AfD ist im gesamt-
deutschen Mainstream ange-

Autor  ist Michael Sommer. Er ist 
Professor für Alte Geschichte an 
der Uni Oldenburg und Kolumnist 
dieser Zeitung.
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Regierungsbildung 

Der eingemauerte
Friedrich Merz
Von Alexander Will

Nach dieser Wahl hat niemand Grund zum Feiern. Ausge-
nommen  SED-Restbestände und AfD. Allerdings ist der 

Blick auf manche Parteien interessanter als der auf andere.
 Für die CDU konnte es nicht schlechter kommen. Nicht 
nur, dass sie nur einmal in ihrer Geschichte weniger Stim-
men einfuhr, sie erreichte auch eine schlechte Ausgangsbasis 
für die Regierungsbildung. Zum Glück für die Union ist sie 
nicht auf die Grünen angewiesen. Das hätte innerparteilich in 
der CDU gekracht wie nur selten zuvor, und die CSU hätte 
einen Wortbruch vor ihren Wählern rechtfertigen müssen. 
Union wie Land retteten vor einer erneuten Regierungsbetei-
ligung der Grünen nur eben jene Zehntelprozente, die dem 
BSW zum Einzug in den Bundestag fehlten.

Nun wird sich die Union wohl in die babylonische Gefan-
genschaft der SPD begeben – die am Ende auch nur zu Wort-
bruch führen dürfte. Wie will Merz seine Versprechen umset-
zen? Mit Faeser, Lauterbach und Esken eine Einwanderungs- 
und Wirtschaftswende? Nicht in diesem Leben! Absehbar 
wird diese Koalition zudem zum Konjunkturprogramm für 
Links-CDUler aus dem Wüst- und Günther-Umfeld. 

Mit der Brandmauer, die 
einzig eine Koalition mit der 
SPD zulässt, hat sich Merz ge-
schicktes Lavieren mit wech-
selnden Mehrheiten selbst ver-
sagt. Stattdessen schickt er 20 

Prozent der Wähler in politische Isolationshaft. Ist das demo-
kratisch? Man kann es bezweifeln. Ungeschickt ist es in jedem 
Fall. Geht man nach den Wahlprogrammen, wird die CDU mit 
einer Partei koalieren, deren Vorhaben 180 Grad den eigenen 
entgegenstehen, während eine Partei, deren Programm er-
hebliche Überschneidungen mit dem eigenen aufweist, 
rechts liegen gelassen wird. 
 Und die SPD? Sie wird vom Wähler massiv abgestraft und 
bekommt trotzdem ein Zückerchen in Form von Regierungs-
verantwortung. Das trägt wenig zur Prosperität das Landes, 
aber viel zur Pfründen-Sicherungen von Funktionären bei. 
 Die FDP hat durch ihre Rolle in der Ampel den organisier-
ten Liberalismus in Deutschland vorerst selbst beerdigt. Und 
das ist gut so. Die FDP ist nicht liberal. Sie ist eine Spielwiese 
für identitätspolitische Linke, die Wokeness unter dem Man-
tel der „Bürgerrechte“ verstecken. Sie ist eine Partei der Lip-
penbekenntnisse und Machtsicherung. Das hat die Ampel-
Ära gezeigt. „Schlimmeres verhindern“ ist kein politisches 
Programm. Es ist das Programm des hemmungslosen Oppor-
tunismus. In Deutschland steht nun die Aufgabe an, den Libe-
ralismus wieder politisch relevant zu machen. Vielleicht wird 
dies auf den Trümmern der Lindner-FDP möglich sein. Aller-
dings müsste der politische Schutt großflächig abgetragen 
werden. Statt der Kettensäge braucht es den Bulldozer. Ge-
lingt das nicht, wird eben etwas Neues entstehen müssen. 
 Die AfD ist etabliert. Sie ist gekommen, um zu bleiben. Ihr 
Abschneiden zementiert die deutsche Spaltung. Es offenbart 
eine Repräsentationslücke und sogar politische Verzweiflung, 
wenn sich fast 40 Prozent der Wähler im Osten zu einer der-
art bekämpften Partei bekennen. Die AfD aber hat nicht ge-
siegt. Ihr Erfolg beruht auf dem Versagen der anderen. In den 
kommenden vier Jahren muss die Partei wieder einmal gar 
nichts tun, denn sie wird nicht in Verantwortung und Pflicht 
genommen. Weidel & Co. können abwarten und beim nächs-
ten Mal ernten, weil versprochene „Wenden“ absehbar aus-
bleiben werden. Geht das einher mit der Entsorgung einiger 
übler Knallchargen in ihren Reihen, steht Aufstieg nach öster-
reichischem Muster nichts mehr im Wege. 

In China gibt es angeblich die Verfluchung „Mögest du in 
interessanten Zeiten leben!“. In Deutschland tun wir das. 

@ Den Autor erreichen Sie unter Will@infoautor.de    
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